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Antrag 

Hannover, den 19.05.2026 

Fraktion der SPD 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Steuerbetrug wirksam bekämpfen - den niedersächsischen Steuervollzug fortentwickeln und 
Steuergerechtigkeit weiter stärken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Entschließung 

Steuerhinterziehung, organisierter Steuerbetrug und Geldwäsche verursachen erhebliche fiskalische 
und wirtschaftliche Schäden, untergraben die Steuergerechtigkeit und beeinträchtigen das Vertrauen 
in die Handlungsfähigkeit des Rechtsstaates. Die durch Steuerfahndung und Betriebsprüfung fest-
gestellten Mehrsteuern belegen die Wirksamkeit staatlichen Handelns, bilden angesichts erheblicher 
Dunkelfelder jedoch nur einen Teil des tatsächlichen Schadens ab. 

Umfangreiche Erscheinungsformen der Steuerkriminalität, insbesondere bei grenzüberschreitenden 
Betrugsmodellen wie Umsatzsteuerkarussellen sowie unter Ausnutzung digitaler Geschäftsmodelle 
und komplexer Kapitalmarktgestaltungen, stellen den Steuervollzug vor wachsende Herausforderun-
gen und erfordern einen stärker datenbasierten, koordinierten und spezialisierten Ansatz. 

Niedersachsen nimmt im Bereich moderner Datenanalysen im Steuervollzug eine Vorreiterrolle ein. 
Mit dem Forschungsprojekt TaDeA (Tax Data Analytics) entwickelt das Landesamt für Steuern Nie-
dersachsen in Kooperation mit der Universität Oldenburg innovative Methoden zur frühzeitigen Er-
kennung von Umsatzsteuerbetrug und aggressiven Steuervermeidungspraktiken. 

Ergänzend hat Niedersachsen ein anonymes Hinweisgebersystem für steuerlich relevante Sachver-
halte eingeführt und damit einen zusätzlichen, rechtsstaatlich abgesicherten Zugang zur Aufdeckung 
von Steuerdelikten geschaffen.  

Zugleich zeigen bundesweite Debatten zur Aufarbeitung komplexer Sachverhalte sowie Forderungen 
nach zusätzlicher Prüf- und Koordinierungskapazität, dass eine stärkere bundes- und länderüber-
greifende Zusammenarbeit erforderlich ist. In diesem Zusammenhang ist der von der Bundesregie-
rung jüngst vorgestellte Aktionsplan gegen Steuerkriminalität zu begrüßen.  

Der Landtag bittet die Landesregierung, 

1. für die Steuerverwaltung entwickelte datenbasierte Analyseinstrumente, wie z. B. das Projekt 
TaDeA aus Niedersachsen, für Zwecke der frühzeitigen Betrugserkennung nutzbar zu machen; 

2. die personellen und organisatorischen Ressourcen in Steuerfahndung, Umsatzsteuer-Sonder-
prüfung sowie Betriebs-, Groß- und Konzernbetriebsprüfung risikoorientiert weiterzuentwickeln 
und dauerhaft spezialisierte Prüfteams für internationale, digitale und komplexe Sachverhalte 
zu stärken; 

3. die Personalgewinnung und die Arbeitgeberattraktivität der Steuerverwaltung langfristig zu för-
dern. Dazu gehören auch Maßnahmen zur Förderung der Barrierefreiheit und die Nutzung 
neuer Arbeitstechniken, wie der Umgang mit KI-Tools, sowie die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und ein Ausbau des Online-Marketings; 

4. das anonyme Hinweisgebersystem für steuerlich relevante Sachverhalte regelmäßig zu evalu-
ieren und die Verfahrensabläufe so weiterzuentwickeln, dass Hinweise effizient, rechtssicher 
und zeitnah geprüft werden können; 

5. die länder- und behördenübergreifende Zusammenarbeit bei der Bekämpfung organisierter Fi-
nanzkriminalität, insbesondere bei überregionalen Umsatzsteuer- und Geldwäschestrukturen, 
weiter zu vertiefen. 
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Der Landtag bittet die Landesregierung, sich auf nationaler und europäischer Ebene einzusetzen für 

1. eine stärkere bundesweite Koordinierung bei der Bearbeitung komplexer steuerlicher Großver-
fahren; 

2. den Ausbau der ressort- und länderübergreifenden Koordinierung zur Bekämpfung organisier-
ter Steuerkriminalität einschließlich der Schnittstellen zur Geldwäschebekämpfung; 

3. die Prüfung zusätzlicher bundesweit einsetzbarer Prüf- und Koordinierungskapazitäten bei 
komplexen Massensachverhalten; 

4. einen modernen, rechts- und datenschutzkonformen Rechtsrahmen für automatisierte Daten-
analysen im Steuervollzug. 

5. eine gesetzliche Regelung der Verpflichtung, eine digitale Zahlungsmethode in Gewerbebetrie-
ben mit hohem Barzahlungsaufkommen anzubieten.  

6. eine konsequente Stärkung grenzüberschreitender Ermittlungs- und Kooperationsstrukturen 
zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs sowie des Zusammenwirkens mit der Europäischen 
Staatsanwaltschaft, 

7. die Entwicklung gemeinsamer europäischer Standards zur Bekämpfung grenzüberschreitender 
Steuerdelikte und aggressiver Steuervermeidung sowie 

8. die Stärkung eines umfassenden und zeitnahen Informationsaustauschs auf europäischer 
Ebene. 

Begründung 

Ein wirksamer Steuervollzug ist Voraussetzung für Steuergerechtigkeit und das Vertrauen in die 
Handlungsfähigkeit des Staates. Steuerhinterziehung und organisierter Steuerbetrug schädigen die 
öffentlichen Haushalte und benachteiligen diejenigen, die ihren steuerlichen Pflichten ordnungsge-
mäß nachkommen. 

Gleichzeitig haben sich die Rahmenbedingungen deutlich verändert. Insbesondere Umsatzsteuer-
betrug in internationalen Lieferketten, digitale Geschäftsmodelle und komplexe Kapitalmarktgestal-
tungen führen zu neuen Formen der Steuerkriminalität, die mit klassischen Prüfmethoden allein nicht 
mehr ausreichend erfasst werden können. 

Niedersachsen hat mit datenbasierten Analyseansätzen und Instrumenten wie einem Hinweisgeber-
system wichtige Schritte unternommen. Diese gilt es nun zu verstetigen und weiterzuentwickeln. Zu-
gleich sind eine gezielte Spezialisierung sowie eine enge Zusammenarbeit der zuständigen Behör-
den erforderlich. 

Da viele Formen der Steuerkriminalität länderübergreifend organisiert sind, bedarf es darüber hinaus 
einer stärkeren Koordinierung auf Bundes- und europäischer Ebene. 

Der Antrag zielt darauf ab, den Steuervollzug in Niedersachsen weiter zu modernisieren und zu stär-
ken und die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern in diesem Bereich zu stärken. Er trägt 
dazu bei, Steuerbetrug wirksamer zu bekämpfen und die Einnahmebasis des Staates zu sichern 
ohne zusätzliche Belastungen für die ehrlichen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. 

 

Für die Fraktion der SPD Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Wiard Siebels 

Parlamentarischer Geschäftsführer 

Volker Bajus 

Parlamentarischer Geschäftsführer 

 

 

(Verteilt am      ) (verteilt am 19.05.2026) 
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